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eitung. 


Nr. 56. Mittag⸗Ausgabe. 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Sonnabend, den 2. Februar 1867. 


Deut ſechland. 


0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 1. Februar. 
62. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſche: Die Miniſter von Mühler, von 
Selchow. Graf zu Eulenburg, ſpäter v. d. Heydt und mehrere Regierungs⸗ 
Commiſſarien. — Die Tribünen ſind ſchwach beſetzt; die Bänke des Hauſes 
1 u gelichtet. — Es werden wiederum eine Menge Urlaubsgeſuche 

igt. 

Der erſte Gegenſtand der T.⸗O. iſt die Interpellation des Abg. v. Hennig, 

end den Gebrauch gedruckter Stimmzettel bei den Wahlen zum nord⸗ 
deutſchen Parlament. Dieſelbe lautet: i 
„An bie 98851 Staats⸗Regierung richte ich die Frage: Ob es nach Auf⸗ 
afjung der lönigl. Staats⸗Regierung geſtattet iſt, daß bei der bevorſtehenden 
ahl zum norddeutſchen Parlamente gedruckte oder auf andere Art mechaniſch 
berbiellältigte Stimmzettel abgegeben werden? Motive: Nach meiner Anſicht 
ſchließt das von der königl. Staats⸗Regierung erlaſſene Reglement die Abgabe 
von gedruckten oder auf andere Art mechaniſch vervielfältigten Stimmzetteln 
war keineswegs aus, es beſtehen aber zur Zeit noch immer Meinungsver⸗ 
chiedenheiten über dieſen Punkt. Die Wichtigkeit der Frage ſcheint eine offi⸗ 
eille und für Handhabung der Wahlen maßgebende Erklärung ſeitens der 
königl. Staats⸗Regierung zu erfordern.“ 
Miniſter des Innern erklärt ſich zur Beantwortung derſelben 
ſofort bereit. — Zur Motivirung derſelben erhält das Wort 

Abg. v. Hennig: Der § 13 des Wahlreglements ſchreibt vor, daß die 
Stimmzettel außerhalb des Wahllocals mit den Namen der Candidaten aus⸗ 
zufüllen ſind; dies deutet offenbar auf geſchriebene Stimmzettel hin. Unter 
den Gründen für die Ungiltigkeit iſt aber von der ei he gedruckter 
ee nicht die Rede; höchſtens könnte Alinea 4 des § 21, wonach nicht 
mehr als ein Name auf dem Zettel ſtehen darf, ein Bedenken erregen. Nach 
dem Preßgeſetz muß nämlich jeder Drucker ſeinen Namen unter jede Druck⸗ 
ſchrift drucken; er könnte nun hierbei in die ſchwierige Lage kommen, entweder 
been das Preßgeſetz zu verſtoßen oder die Wahlzettel alle ungiltig zu machen. 
Heiterkeit.) Dies iſt aber nicht der eigentliche Grund zu meiner Interpella⸗ 
Hon. Im Lande herrſcht nämlich überall Zweifel darüber, wie es mit der 
Zulaſſung der gedruckten Stimmzettel ſteht, der hauptſächlich durch die Aeuße⸗ 
rungen officiöſer Blätter hervorgerufen iſt. Es wäre nun wohl wünſchens⸗ 
werth, daß man Klarheit darüber erhielte. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich freue mich, daß mir 

Gelegenheit gegeben worden iſt, hier auszuſprechen, was ich ſchon auf 
zahlreiche Anfragen an die Regierung geantwortet habe, daß gedruckte oder 
in anderer Art vervielfältigte Stimmzettel abgegeben werden können. 

Der zweite Gegenſtand der T.⸗O. ift die Interpellation des Abg. Vir⸗ 
chow, betreffend das Cinſchreiten der Behörden in Sachen der Turnerei und 
das Turnen auf den höheren Lehranſtalten Berlins. Der Reg.⸗Commiſſar 
Geh. Rath Stiehl erklärt ſich zur Beantwortung der Interpellation ſofort 
bereit. — Die Interpellation lautet: 

„Seit mehreren Jahren ſind von der Berliner Turnerſchaft beſondere 
Jugend⸗Abtheilungen eingerichtet worden, in welchen unter Leitung von be⸗ 
währten Lehrern, zum Theil Mitgliedern des ſtädtiſchen Turnlehrer⸗Collegiums, 
ein von allen Seiten als überaus zweckmäßig und anregend anerkannter Un⸗ 
terricht, und zwar außerhalb der Schulzeit, ertheilt wird. Vor Kurzem iſt 
von dem Schülcollegium der Provinz Brandenburg an ſämmtliche Directoren 
der höheren Schulanſtalten Berlins eine Verfügung ergangen, durch welche 
dieſelben angewieſen werden, ihre Turnlehrer bei Strafe anzuhalten, jeden 
Schüler einer höheren Schulanſtalt aus jenem Unterrichte wegzuweiſen. Als 
eine weitere Folge dürfte es ſich ergeben, daß bei etwaigen Widerſprüchen 
der Eltern die Entlaſſung der Kinder aus den betreffenden Schulanſtalten 
angeorpnet wird. E 

Dieſe Verfügung ſchließt ſich an eine Reihe früherer Verordnungen der: 
ſelben Behörde an, welche der Herr Minihter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medicinal⸗Angelegenheiten zum Theil gebilligt hat und welche ſämmtlich den 
Zweck verfolgen, den von den Stadtbehörden Berlins mit großem Aufwande 
und Koſten eingerichteten Turnbetrieb in der großen Turnhalle zu beſeitigen 
und der e Entwickelung des Turnweſens entgegenzutreten. Da 

ier wichtige Fragen der Vollsfreſheit und der Volksbildung in Betracht 

mmen, jo richte ich an die königliche Staatsregierung folgende Fragen: 

1) Billigt die königliche Staatsregierung das Vorgehen des Provinzial⸗Schul⸗ 
Collegiums, namentlich die oben erwähnte Verfügung deſſelben? 

2) Liegen politiſche Gründe, beziehentlich Anklagen vor, welche wie in frü⸗ 
heren en das Einſchreiten der Behörden in Sachen der Turnerei 
veranlaſſen? 
ur Begründung derſelben erhält das Wort 
bg. Virchow: Unterm 19. Januar d. J. iſt vom Provinzial⸗Schul⸗ 

Collegium an die Directoren der höheren Lehranſtalten Berlins folgende Ver: 
Baung 7 „Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß mehrere 
Schüler höherer Lehranſtalten an dem an den Mittwoch⸗ und Sonnabend: 
Abenden von 6—8 Uhr in der ſtärtiſchen Turnhalle ſtattfindenden Turnen 
der ſogenannten ea des Vereinsturnens theilnehmen. Soll: 
ten dieſelben der „ Wohlgeboren anvertrauten Anſtalt angehören, fo erſu⸗ 
chen wir Sie, den ſoforligen Austritt derſelben zu veranlaſſen und auf's 
Strengſte dafür zu ſorgen, daß kein Schüler Ihrer Anſtalt ferner daran Theil 
nehme.“ Die Directoren gaben dieſer Verfügung Folge. Als ſich nun ein 
Vater eines Schülers darüber beſchwerte, erhielt er eine ablehnende Antwort 
ohne irgend welche Motive. Der Director der Louiſenſtädtiſchen Gewerbe: 
ſchule hat ſogar einen Schuler mit zwei Stunden Arreſt beſtraft, weil er 
mit Zuſtimmung ſeines Vaters an den Turnübungen am Sonntag 
Theil genommen hat. 7 

Das Provinzial⸗Schul⸗Collegium ſcheint von der Vorausſetzung auszuge⸗ 
hen, daß eine enge Verbindung der Jugendabtheilungen mit dem Vereins⸗ 
turnen ſtattfinde, und daraus ein nachtheiliger Einfluß auf die Schüler in 
ſittlicher . e zu befürchten ſei. Eine ſolche Verbindung iſt aber nicht 
vorhanden. Die Berliner Turnerſchaft hat, um dem dringenden Bedürfniſſe 
abzuhelfen, Einrichtungen getroffen, wodurch den Schülern die Gelegenheit zu 
Turnübungen gegeben werden ſollte; die Verbindung mit der Turnerſchaft 
ſelbſt beſteht nur darin, daß dieſelbe die Wahl der Lehrer vornimmt, und 
dieſe Lehrer find noch dazu aus ſolchen gewählt worden, die vom Probinzials 
Schul⸗Collegium als Turnlehrer anerkannt worden ſind. — Es ſcheint alſo 
wohl, als ob für die Regierung politiſche Gründe vorliegen, um das Ein 
ſchreiten der Behörden gegen die Turnerei zu rechtfertigen. Sollte dies der 
Fall fein, jo wäre es doch wohl wünſchenswerth, daß die Staatsregierung 
e3 offen ausſpräche. Noch in neueſter Zeit hat in Folge von Denunciationen 
des en Leiters der Central⸗Turnanſtalt die Staatsregierung gewichtige 
politiſche Bedenken gegen die Turnerei überhaupt erhoben und eine großartige 
und polksthümliche Entwickelung der Turnerei, wie ſie in der neuerbauten ftäds 
liſchen Turnhalle möglich geweſen wäre, zu verhindern geſucht. — Zur Prü⸗ 
— en Refultate der Turnhalle hat ſie eine Deputation ernannt, veren 

lieder zu den anerkannten Gegnern des deutſchen Turnens gehörten, und 
auf Grund dieſes Berichts ſchritt man ein und ordnete an, daß das Turnen 
nicht centraliſirt werden dürfe, ſondern, daß in den einzelnen Anſtalten be⸗ 
ſondere Turnplätze einzurichten und Turnlehrer anzuſtellen ſeien. Die dafür 
angegebenen Gründe trafen ſämmtlich nicht zu. Die Entfernungen nach den 
beſonderen Turnplätzen waren meift auch nicht geringer für die Schüler; der 
Unterricht war keineswegs überſichtlicher, und an den Specialanſſalten arbei⸗ 
ten weit weniger Lehrer als an der ſtädtiſchen Turnhalle. — Die feindselige 
Stellung der Staatsregierung gegen das Turnen iſt alſo nur aus einem 
i dende e und es wäre wünſchenswerth, daß die Regierung 

ere. 

Cultur uuter bon Mühler erbittet das Wort für feinen Regierungs⸗ 

Reg.⸗Commiſſar Stiehl: Die Frage, ob ein politiſcher Grund zum Ein⸗ 
chreiten gegen die Turnerei vorliegt, kann ich mit einem beſtirimten Nein 

ntworten. Ein Einſchreiten der Behörden in Sachen der Turnerei, info: 

darunter ein Einſchreiten gegen die Turnerei verſtanden werden könnte, 

at ebenfalls nicht ſtaltgefunden; im Gegentheil ift die Befbrderung be3 Turn⸗ 
weſens in jeder — betrieben worden; was die mit der Turnerei in 
Verbindung ſtehende Vereinsthätigleit betrifft, ſo entzieht ſich dieſe der Com⸗ 
petenz des Cultusminiſteriums vollſtändig. — Was nun die erſte Frage bes 


trifft, ſo iſt dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten von der — 
Verfügung nichts bekannt, und er hat auch ſeit dem een der Inter⸗ 
pellation noch nicht Gelegenheit gehabt, ſich Einſicht von dieſer Verfügung 
und den Motiven zu verſchaffen, welche das Provinzial⸗Schulcollegium zu der 
betreffenden Verfügung bewogen haben. Was nun die vom Herrn Interpel⸗ 
lanten gerügte Beeinträchti ung der Intereſſen und der freien Dispoſttion der 
Eltern betrifft, ſo kann dieſe Angelegenheit durch eine Interpellation nicht er⸗ 
ledigt, ſondern muß auf den geordneten Inſtanzenweg zurückgewieſen werden. 
— Der Miniſter billigt das bisherige Vorgehen des Provinzial⸗Schulcolle⸗ 
te ſoweit es ſich auf die Förderung des Turnens in der Schule und die 
Möglichmachung deſſelben an den Schulanſtalten zum Zwecke hat. 

n Betreff der Centralturnhalle muß die Staatsregierung den Vorwurf 
zurückweiſen, als ob die Commiſſion für die Unterſuchung tendenziös zuſam⸗ 
mengeſetzt worden ſei und inquiſitoriſch verfahren habe. Es iſt auch nicht 
richtig, daß man der Turnhalle keine Zeit zu ihrer Entwickelung gelaſſen habe. 
Erſt als Bedenken von Seiten der Schulen über die Zweckmäßigkeit erhoben 
wurden, wurde die Commiſſion, aus Directoren der Anſtalten, einem Magi⸗ 
ſtratsmitgliede und ſonſtigen Sachverſtändigen beſtehend, niedergeſetzt. Der 
Beſchluß des Miniſters gründet ſich weſentlich auf den Antrag der Majorität 
dieſer Commiſſion, und es ſchweben noch weitere Verhandlungen über diefe 
Sache. Auf Denunciationen, die auf Privatanſichten beruhen, iſt die Staats⸗ 
regierung nie eingegangen, und wird ſich auch künftig dadurch nicht irre ma⸗ 
chen laſſen. (Beifall rechts.) 2 

Der dritte Gegenſtand der T.⸗O. iſt die Interpellation der Abgeordne⸗ 
ten Kra 8 (Gladbach) und v. Kleinf 5 betreffend die Rinderpeſt. 
. ultusminiſter erklärt ſich zur Beantwortung derſelben bereit. — 

ie lautet: 

„Beabſichtigt die königl. Staatsregierung, dem Landtage der Monarchie in 
nächſter Seſſion einen Geſetz⸗Entwurf vorzulegen, wodurch die Entſchadigung 
für das auf polizeiliche Anordnung in den Orten und Gegenden, wo die Rin⸗ 
derpeſt auftritt, den Eigenthümern weggenommene und getödtete Rindvieh, 
ſoweit den betreffenden Beſitzer kein Berkhulden trifft, anderweitig geregelt 
und pom Staate übernommen wird?“ 5 

ey v. Kleinſorgen motivirt die Interpellation. : 

Cultusminiſter b. Mühler: Die Abwehr gegen dieſe gefährliche Krankheit 
erfordert das energiſche Einſchreiten der Regierung. Die Tödtung des kranken 
Viehes nicht nur, ſondern auch desſenigen, das in demſelben Stalle ſteht, iſt 
das einzig ſichere Mittel, um die Ausbreitung der Krankheit zu verhindern. 
In den weſtlichen Provinzen iſt die Krankheit glücklicherweiſe bis jetzt nur 
ſporadiſch aufgetreten; es ſind mir nur 4 Fälle bekannt, und ich habe die feſte 
Zuverſicht, daß es der umſichtigen Thätigkeit der 9 und dem von 
richtiger Einſicht geleiteten Entgegenkommen der Bevbl 
der Krankheit einen wirkſamen Damm zu ſetzen. Die Folge der Vorſichts⸗ 
maßregeln find allerdings erhebliche Verluſte für die Einzelnen, die aber in 
gar keinem Verhältniſſe ſtehen zu den Verluſten, die durch eine weitere Ver⸗ 
breitung der Seuche hervorgerufen werden würden. — Dieſen oben angedeu⸗ 
teten Verluſten muß man allerdings gerecht werden; in den öſtlichen Pro: 
vinzen beftehen Afjociationen der Viehbeſitzer; in den anderen Landestheilen 
hat man die Beſtimmungen des allgemeinen Landrechts in Anwendung ge⸗ 
bracht, indem man die Wegnahme und Tödtung als Erpropriation anſah. 
Es iſt nun der Wunſch ausgeſprochen worden, daß man die Schutz⸗ und 
Entſchädigungsmaßregeln 125 gleicher Zeit mit ausgedehnten Verſicherungs⸗ 
maßregeln in Verbindung bringe. Dies bedarf aber noch einer tiefeingehenden 
Erwägung und Verhandlungen mit dem landwirthſchaftlichen Miniſterium, 
um einen Modus zu finden, der allen Bedürfniſſen Rechnung trägt. Zum 
Schluß muß ich noch wiederholt ausſprechen, daß die Staatsregierung die 
volle Zuverſicht hegt, der Krankheit zu ſteuern, und daß ſie Alles thun wird, 
was ie iſt, um eine gerechte Entſchädigung für Verluſte zu gewähren. 


eifa 
3 folgt der Bericht der Commiſſionen für Finanzen und Handel über 
zwei Petitionen, betreffend die hen einer Zinsgarantie für die Her⸗ 
ſtellung der Eiſenbahnlinie Poſen⸗Thorn⸗Bartenſtein. Ref. Abg. Dr. Becker. 
Der Antrag geht auf Tagesordnung. { 

Abg. v. Hoverbeck beantragt motivirte Tagesordnung in Erwägung 

Arge die Abſicht der Staats⸗Regierung, eine große durchgehende Linie 

öln —Kaſſel — Halle — Guben — Poſen — Thorn — Inſterburg, baldigſt ins 
Leben zu rufen, nur gebilligt werden kann; 2) daß die Staats⸗Regierung eine 
Subvention der Eiſenbahn⸗Unternehmungen Poſen — Thorn — Inſterburg (mit 
Abzweigung nach Bromberg) keineswegs zurückgewieſen, vielmehr nur eine 
beſtimmte Erklärung über die Höhe und Form ener ſolchen bis zu dem Zait⸗ 
punkte hinausgeſchoben hat, wo dieſelben durch beſtimmt formulirte Pläne 
hinſichtlich der Modalitäten des Baues der Ausführung näher gerückt fein 
würden; 3) daß in Bezug auf die in der Petition der Poſener Handelskam⸗ 
mer erwähnte Linie Pofen.— Warſchau die Hoffnung gehegt werden kann, 
dieſelbe werde durch das Einvernehmen der betheiligten preußiſchen und ruſ⸗ 
ſiſchen Regierung baldigſt zur Ausführung gelangen. 

Das Amendement erhält hinreichende Unterſtützung, namentlich aus der 
ba Pont den öſtlichen Provinzen angehörigen Abgeordneten, ohne Unterſchied 
der Partei. 

Ref. Dr. Becker erklärt, daß er gegen dieſes Amendement nichts einzu⸗ 
wenden habe. 

Abg. Leſſe (für die motivirte Tagesordnung); Die Bahn von Poſen nach 
Thorn und Bromberg (die Abzweigung ſcheint bei Inowraclaw ſtattfinden zu 
ſollen) und dann weiter durch Weſt⸗ und Oſtpreußen nach Inſterburg ſoll 
das Glied einer directen Bahn von Kaſſel über Halle, Guben Poſen, Inſter⸗ 
burg werden und verheißt Rentabilität, weil ſie mit Umgehung Berlins auf 
einem näheren Wege das Herz und die a Deutſchlands mit 
dem producirenden Oſten verbindet. Sie ſoll Maſſenartikel in großem Um⸗ 
fange aufnehmen und hat nicht die Concurrenz von Waſſerwegen zu beſtehen, 
da ſie dieſelben (Peegel, Weichſel) vielmehr durchſchneidet. Für Weizen ſind 
theilweiſe der Oberländiſche Canal und die Weichſel eine gute Transport⸗ 
ſtraße nach den Seeplätzen, ſchlimmer ſteht es bezüglich des Roggens und des 
Sommergetreides, das zum großen Theil nur auf dem Umwege über Berlin 
und mit der Vertheuerung, welche der Berliner Zwiſchenhandel auflegt, nach 
dem Weſten gelangt. Aber ach ſelbſt, wenn die Bahn Poſen⸗Guben⸗Halle 
nicht zu Stande käme, richten ſich die ri der Petenten auf eine Bahn, 
die mehr als einen Localverkehr erwarten läßt. Eine Bahn, wie die Poſen⸗ 
Thorn reſp. Bromberg⸗Inſterburg, die Preußen und Poſen mit Schleſien, 
dem Königreich Sachſen und Böhmen vermittelt, hat denn doch mehr als 
eine Localbedeutung. Sie würde dem Nordoſten Kohlen, Kalk und Arbeits⸗ 
kräfte zuführen, worauf die Hoffnungen ihrer Fabrikation beruhen. Alle bis⸗ 
herigen Verſuche, die Bahnen Poſen⸗Thorn (Bromberg Inſterburg) mit eigenen 
Kräften zu Stande zu bringen, waren vergeblich, Selbsthilfe wurde verhindert 
und Staatshilfe verſagt. 

Gewiß kann man vom Grundbeſitz große Opfer zur Erreichung eines 
ſolchen Zweckes fordern, aber fie haben ihre Grenze in einer Gegend, wo der 
mit klimatiſchen Verhältniſſen kämpfende Grundbeſitz in neueſter Zeit nicht 
unerhebliche Opfer für das Allgemeine hat bringen müſſen. Ich erinnere 
nur an die Grundſteuer⸗ Ausgleichung und an das permanente Opfer, das 
die Schußzölle des Zollpereins den öſtlichen Provinzen auferlegen. Ob der 
Staat durch einmalige bedeutende Subvention oder durch Zinsgarantie helfen, 
ob er ſelbſt bauen will, das muß weiteren Erwägungen vorbehalten bleiben, 
dazu iſt die Petition zu allgemein gehalten. Anlangend die Zinsgarantien 
mag es nichtig fein, daß ein herzhafter Strich durch dieſelben die Privat: 
Speculation bezüglich neuer Bahnen allmälig heben würde, aber dazu iſt 
eine längere Zeit nöthig und man würde inzwiſchen die öſtlichen Probinzen 
leiden laſſen. 

Referent Abg. Dr, Becker: Da nochmals | das ſogenannte engliſche 
Capital, welches in Deutſchland Eiſenbahnen zu bauen geneigt iſt, Bezug 
genommen iſt, ſo muß doch auch einmal geſagt werden, welche Bedingungen 
es ſtellt. er Bau von Nele bis Bartenſtein iſt von der Direction der 
Oſtbahn auf 10 Millionen Thaler veranſchlagt. Das Comite glaubte, wenn 
es die für den Antrag des Betriebs entbehrlichen Baulichkeiten w ließe, mit 
9% Millionen Thalern auskommen zu können. Nun meldete j ei ihm 
das engliſche Capital. Herr Morton Peto veranſchlagte zunächſt die Koſten 
um 1 Million höher, auf 11 Millionen, und erbot ſich zur Ausführung des 
Baues ei 13 Millionen. Für dieſen Betrag wollte er dann Actien ausge⸗ 
ben, je für die Hälfte Stammactien und Prioritätsactien. Von der Alte 


der Prioritätsackien wollte er ſelbſt die eine Hälfte, alſo für 3% Millionen Ina 


erung gelingen wird, A 


Thaler nehmen, wenn die bei dem Bau intereffirten Kreiſe, welche die andere 
Hälfte nehmen ſollten, ihm die Zinſen daran garantirten. Die Stammactien 
im Betrage von 6% Million Thaler konnte die Geſellſchaſt des Herrn Peto 
dann ſelbſt zum Cours von 50 pCt. weggeben und ſie machte, da ſie den 
Bau beſorgte, doch noch ihr Geſchäft. Gelingt eine ſolche Eiſenbahnbau⸗ 
Operation, jo verdient der Unternehmer leicht ein Paar Millionen, mißlingt 
fie, jo giebt es ebenſo leicht eine Pleite und die Intereſſenten haben das 
Nachſehen. Es iſt alſo erklärlich, wenn die Regierung fie nicht unterſtützt. 

Der Antrag der Commiſſion wird darauf gegen Conſervative und den 
Abg. v. Vincke (Hagen) abgelehnt, der des Abg. v. Hoverbeck mit großer 
Majorität angenommen. 

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Commiſ⸗ 
ſionen is Aufbez und Handel über den See 
treffend die 1 ebung des Staats⸗Salzmonopols und Ein⸗ 
führung einer Salzabgabe. Referenten find die Abgg. Dr. Ham⸗ 
macher und Krieger (Berlin). 


Der Entwurf der Regierung iſt ſchon früher mitgetheilt worden. Die 
pa at leg beantragen, ihm in folgender Faſſung die BZuftimmung zu 
ertheilen: 

§. 1. Die Staatsregierung wird ermächtigt, das zur Zeit beſtehende 
des Staates, den Großhandel mit Salz allein zu be a ar 
monopol), aufzuheben, dagegen das zum inländiſchen Verbrauche beftimmte 
Salz einer, ſoweit ſolches im Inlande producirt wird, von den Producenten 
oder Käufern, ſoweit ſolches aus dem Auslande eingeführt wird, von den 
Einbringern zu entrichtenden Abgabe bis zum Betrage von hoͤchſtens 2 Thlr. 
für 92 ee Fan 5 % N 1 

. Befreit von der Abgabe ($ 1) iſt: 1) das zur Ausfuhr, zu Unter⸗ 
ftügungen bei Nothſtänden und für die Natronſulphat⸗ und Soda, Fabrikation 
beſtimmte Salz, 2) überhaupt alles Salz, welches zu landwirihſchaftlichen und 
gewerblichen Zwecken, insbeſondere auch zum Einſalzen von Heringen und 
ähnlichen Fiſchen, ſowie zum Einſalzen, Einpökeln u. j. w. von auszuführen 
den Gegenſtänden verwendet wird — jedoch mit Ausnahme des Salzes für 
ſolche Gewerbe, welche Nahrungs⸗ und Genußmittel für Menſchen bereiten, 
namentlich auch für die Fabrikation von Tabak, Schnupftabat und Cigarren, 
für Bäder und Conditoreien, ſowie für die Herſtellung von Mineralwäſſern. 
Ueberall iſt die ſteuerfreie Verabfolgung von der Beobachtung der vom Finanz⸗ 
miniſter angeordneten — — abhängig.. Die durch die Controle 
erwachſenden Koſten können in den Befreiungsfällen sub 2 mit einem Maximal⸗ 
betrage von 2 Sgr. pr. Ctr. von den Salzempfängern erhoben werden. 

$ 3. Mit dem Tage der Aufhebung des Salzmonopols und der Einfüh⸗ 
rung der Salzſteuer ſind alle aus allgemeinen Geſetzen fließenden Bergwerks⸗ 

bgaben, welche von Steinſalz, ſowie von den mit Steinſalz auf derſelben 
par ae vorkommenden Salzen und von den Soolquellen erhoben werden, 
aufgehoben. 5 5 : 

$ 4 Der Zeitpunkt, mit welchem bei Aufhebung des Salzmonopols die 
Erhebung der Abgabe heat iſt durch königliche Verordnung feſtzuſetzen. 
In dieſer find zugleich auf Grund der mit den Zollpereins⸗Regierungen in⸗ 
mittelſt zu treffenden Vereinbarungen die zum Schutz der Abgabe erforder⸗ 
lichen Ausführungs- und Strafbeſtimmungen unter den nachfolgenden Maße 
gaben (88 5—7) zu erlaſſen. 

4 5. Die Strafe der Umgehung der Salz⸗Abgabe darf neben der Con⸗ 
fiscation der Gegenſtände, in Bezug auf welche, ſowie der Geräthe, mittelſt 
deren das Vergehen verübt iſt, für den erſten Fall den vierfachen, für den 
zweiten Fall den achtfachen, für jeden ferneren Fall den ſechszebnfachen Be⸗ 
trag der umgangenen Abgabe nicht überſteigen. Kann das Gewicht der 
Gegenſtände, in Bezug auf welche eine Salzſteuer⸗Defraudation verübt ift, 
nicht ermittelt und demgemäß der Betrag der borenthaltenen, beziehungsweiſe 
der von einer gleichen Quantität inländiſchen Salzes zu entrichtenden Abgabe, 
ſowie die dadurch zu bemeſſende Geldſtrafe nicht berechnet werden, fo iſt ſtatt 
der Confiscation und der ie auf Zahlung einer Geldſumme von 20 
bis 2000 Thlr. zu erkennen. Die rechtskräftige nat des Beſitzers 
eines Salzwerks im Rückfalle zieht für den Verurtheilten den Verluſt der 


Befugniß zur eigenen Verwaltung eines Salzwerkes, jede Verurtheilung wegen 


mißbräuchlicher Verwendung ſteuerfrei empfangenen Salzes den Verluſt des 
Anſpruchs auf ſteuerfreien Salzbezug nach ſich. 

' N > gr ae von Controle⸗Vorſchriften find nach $ 16 des Zollſtraf⸗ 
geſeßes zu ahnden. 

7. Hinſichtlich der Verwandlung der Geld⸗ in Freibeitsſirafe und de 
ſubſidiaren Haftung dritter Perſonen 5 die Beſtimmungen in den 88 13 
und 19 des Zollſtrafgeſetzes, und hinſichtlich der Anbietungen von Geſchenken 
an die mit der Controlirung der Salz⸗Abgabe betrauten Beamten und deren 
Angehörigen, ſowie wegen Widerſetzlichkeit gegen erſtere die Beſtimmungen in 

25 und 26 ebendaſelbſt Anwendung, ſoweit nicht nach den allgemeinen 

trafgeſetzen eine härtere Strafe Platz greift. 

Auf die Feſtſtellung, Unterſuchung und Entſcheidung der Salzſteuer⸗ 
Defraudation kommen die in den §§ 28 ff. des Zollſtrafgeſetzes enthaltenen 
und die ſolche abändernden, erläuternden oder ergänzenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung. ' 

$ 8. Die Genehmigung des Landtages zu allen der geſetzlichen Feſtſtellung 
bedürfenden Beſtimmungen der Ausführungs⸗Verordnung ($ 4), über welche 
denen Geſetz keine Entſcheidung tritt, bleibt dem Landtage vorbehalten. 

$. 9. Die der koͤnigl. Staats⸗Regierung ertLeilte Ermächtigung ($ 1) erliſcht, 
wenn von derſelben bis zum 1. Januar 1868 kein Gebrauch gemacht iſt. 

$ 10. Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung diefes Geſetzes 
beauftragt. s 

Zu dieſem Entwurfe ſind folgende Amendements eingebracht: 1) des Abg. 
Ha en: „im $ 1 der Commiſſionsvorlage an Stelle der Worte „von höchſtens 
2 Thlr.“ zu fegen: von höchſtens 1 Thlr. 20 Sgr.“ — 2) des Abg. Virchow: 
„den Schluß des § 1 des Commiſſions⸗Entwurfes folgender maßen zu faſſen: 
„— zu entrichtenden abe zu unterwerfen, wel rend der nächſten 
3 Jahre höchſtens 2 Thlr. für den Centner Nettogewicht betragen darf. Nach 
Ablauf von 3 Jahren ſoll die Höhe der Abgabe im Wege der Geſetzgebung 
von Neuem feſtgeſtellt werden“. 

3) des Abg. v. Hoverbeck: Das Haus der — wolle zum 8 1 
folgenden Zuſatz beſchließen: Dieſe Steuer von 2 Thlr. pro Centner ſoll jedoch 
nur bis zum 1. Januar 1870 erhoben werden; dann ſollen — Ctnr. Kochſalz: 


vom 1. Januar 1870 bis 1. Januar 1873 1 Thlr. 20 5 
u“ 1873 Jun 1876 ia 3 


* 87 * 

2 5 1876 „„ 

. 5 1879 s „ 1882 — „ 20 

„* 5 18822 * 1885 — „ 10 ⸗ 
. „1885 an keine Steuer mehr erhoben werden. 


s 
4) Des Abg. Harkort: Das Haus der Abgeordneten wolle zum $ 1 der 
Commiſſions⸗Anträge folgenden Zuſatz beſchließen: Dieſe Abgabe beträgt fo 
ne zwei Thaler dom Gentner Kochſalz, als der Geſammthetrag derſelben 
5,700,000 Thlr. nicht überfteigt. So oft jedoch dieſer Fall in zwei nach einander 
olgenden Jahren er ift, ſollen bei der nächſten ellung des Staats⸗ 
ushalts⸗Etats die Abgaben vom Centner Kochſalz jedesmal um 10 Sgr. 
abgeſetzt werden. = 
Endlich 5) des Abg. Michaelis (Stettin), in dem § 1 des Commiſſions⸗ 
Entwurfs die Worte „oder Käufern“ zu ſtreichen. 1 
Berichterſtatter Dr. Hammacher: Das Princip der Contingentirung der 
Salzſteuer iſt auch in der Commiſſion zur Sprache gebracht und 2 1. 
Alle Verſuche jedoch, eine gefügige Faſſung für dies Princip zu finden, ſchei⸗ 
terten. Die Debatte in der Commiſſion hat mich aber in den Stand geſetzt, 
über das Amendement des Herrn Abg. Harkort mich zu äußern. Die Ziffer, 
5,700,000 Thlr. iſt dem Ertrage der Salz⸗Regie in Preußen innerhalb der 
alten Grenzen entnommen. Für ein die Steuer⸗Ermäßigung regulirendes 
Princip der neuen Provinzen bietet ſich alſo kein Anhalt, und doch kann un⸗ 
möglich für die älteren preußiſchen Landestheile ein anderes Steuerprincip 
maßgebend ſein als für die neueren. Da außerdem die Regierung die Ab⸗ 
ſicht verfolgt, daß dieſe Salzſteuer in ſämmtlichen Staaten des deutſchen Zoll⸗ 
vereins eingeführt wird, ſo kann für unſer Land keine Rectification der Her⸗ 
abſetzung der Steuer eingeführt werden. Dazu kam, daß die Regierung in 
ihren jetzt eingeleiteten Verhandlungen mit den übrigen Regierungen des Bell 
vereins nicht Dinculirt fein wollte. In der Sache ſelbſt freilich war die 
miſſion vollſtändig der Meinung, daß die Salzſteuer ſich durchaus eigne, 
dem Grundſatz der Contingentirung behandelt zu werden, Es wurde 
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auf analoge Präcedenzfälle, auf die Contingentirung der Grundſteuer, auf die 
N hingewieſen. 
ie Commiſſion würde ſomit einem Antrage auf Contingentirung ſicher 
ihre Zuſtimmung ertheilt haben, wenn derſelbe in einer Form eingebracht ſein 
würde, die der Commiſſion es techniſch und politiſch möglich gelaſſen hätte, 
an die praktiſche Seite des Vorſchlages zu glauben. Wenn wir uns bemühen, 
die Contingentirung der Salzſteuer in dies Geſetz hineinzubringen, ſo müſſen 
wir einen Gradmeſſer finden, der flexibel iſt in ſeiner Ausdehnung auf die 
neuen Provinzen Preußens und flexibel in der Anwendbarkeit des Princips 
auf alle n Die Annahme der Erreichung eines beſtimm⸗ 
ten Satzes für den Kopf der Bevölkerung würde nicht den wirthſchaftlichen 
an entſprechen, die für die Contingentirung maßgebend find. Denn die 
auptvermehrung der Galzconfumtion haben wir von der Vermehrung der 
Bevölkerung zu erwarten, und die Ermäßigung würde ſomit durchaus illuſo⸗ 
riſch ſein. Praktiſcher ſcheint mir die Contingentirung auf der 8 der 
Berechnung des Geſammibetrages Sale nach der gegenwärtigen, bezie⸗ 
hungsweiſe nach der bei der letzten Zo Nr ermittelten Seelen⸗ 
zahl, indem man die Einheit pro Kopf der Bevölkerung findet und das ſo 
gefundene geſammtfinanzielle Facit als das Maximum der zukünftigen Erträg⸗ 
niſſe für unſere Staatsregierung und für die Zollvereinskaſſe hinſtellt. Im 
Uebrigen aber, m. H., iſt die Commiſſion der Ueberzeugung, daß die Auf⸗ 
hebung des Salzmonopols große nicht blos finanzielle, ſondern auch moraliſche 
und politiſche Vortheile für die der wee unſerer Landestheile bieten wird, 
daß dieſelbe eine große Reform der wirihſchaftlichen und der Culturverhältniffe 
unſeres Landes enthält, daß damit die letzte Schranke im freien Verkehr des 
ollvereins hinweggeräumt iſt. Ich empfehle Ihnen alſo, m. H., bei Ihren 
bänderungen nicht den Geſichtspunkt aus dem Auge zu verlieren, welche 
großen Vortheile allein die Abſchaffung des Monopols und deſſen Erſatz durch 
die Salzſteuer in ſich trägt. 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Zweck der Vorlage, die Aufhebung 
des Monopols, die Eröffnung des freien Verkehrs und die Einführung einer 
feſten Abgabe hat im Schooße der Commiſſion allſeitige Anerkennung gefun⸗ 
den. Dieſe Uebereinſtimmung in der eee wird die Regierung 
bei Ueberwindung der vielen noch entgegenſtehenden Schwierigkeiten weſentlich 

unterftügen. Denn es handelt ſich um eine große Maßregel und die Regie⸗ 
rung wird Alles thun, um es ganz zur Bejeitigung des Monopols zu brin⸗ 

— Was die verſchiedenen Amendements betrifft, jo bitte ich um die Er⸗ 
Aabrtg, mich ſchon jetzt aber dieſelben äußern zu dürfen. Mit den Abän⸗ 
derungsvorſchlägen der Commiſſion kann ſich die Regierung im Allgemeinen 
einverſtanden erklären. Doch möchte im § 1 der Zuſatz „oder Käufern“ beſſer 
wegfallen, da er zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben könnte; ich würde mich 
daher dem mit Bezug da rauf geſtellten Amendement anſchließen. Zu dem 
von der Commiſſion eingeſchobenen $ 8 muß ich darauf hinweiſen, daß es 
bei dieſer Vorlage hauptſächlich darauf abgeſehen iſt, den Aufenthalt abzu⸗ 

ſchneiden der entſtehen würde, wenn die Regierung das Ergebniß der Ver⸗ 
handlungen mit den Zollvereins⸗Regierungen fpäter erft dem Landtage zur 
Genehmigung vorlegen müßte. Die Genehmigung kann in dieſem Falle auch 
verſagt werden, es iſt die Regierung alfo vorher verhindert, die Verträge zu 
ratificiren und zur Ausführung zu bringen. 

Wäre das die Meinung des Hauſes, fo würde überhaupt ein beſonderes 
Geſetz jetzt nicht nöͤthig ſein. Soll daher der Zweck erreicht werden, mit dem 

Sie ohne Zweifel auch übereinſtimmen werden, dann bitte ich, dieſen Para⸗ 
graphen nicht zu genehmigen, weil ein unnöthiger Aufenthalt dadurch herbei⸗ 
en würde. Hinfichtlic derjenigen Amendements, welche eine niedrigere 

bgabe vorſchlagen, der Amendements der Herren Abgeordneten Hagen, Dr, 
Virchow, v. Hoverbeck und Harkort glaubt die Staatsregierung, dieſelben nicht 
unterſtützen zu können; fie muß denſelben im Gegentbeil entſchieden entgegen⸗ 
treten. So ſehr die Regierung wünſcht, das Monopol zu beſeitigen, ſo ge 
un doch die gegenwärtige Lage der Finanzen keine geringere Abgabe als 

Thlr. pro Centner. Im Principe iſt die Regierung einverſtanden mit dem 
ausgeſprochenen Wunſche, daß womöglich eine niedrigere Abgabe eintreten 
möge. Sobald ſie daher in der Lage ſein wird, eine ſolche Reduction ein⸗ 
treten zu laſſen, wird ſie es für ihre Pflicht halten, damit vorzugehen. Für 
jetzt aber würde das Zuſtandekommen des Geſetzes, die Beſeitigung des Mo⸗ 
nopols, dadurch verhindert werden. 5 

Was die Contingentirung der Steuer betrifft, ſo hat ſchon der Herr Refe⸗ 
rent ar re was dem Antrage des Abg. Harkort entgegenzuſetzen fein 
würde. Außerdem mache ich noch darauf aufmerkſam, daß, wenn die Ein⸗ 
nahmen durch Vermehrung der Bevölkerung ſteigen, daraus nicht immer folgt, 
daß eine weitere Erhöhung der Einnahmen unndtbig ſei. Denn erfahrungs⸗ 
mäßig ſteigen mit der Vermehrung der Bevölkerung auch die Ausgabe⸗ 
Bedürfniſſe. Damit aber wied es unmoglich, die Einnahmen zu reduclren. 
Bei einzelnen Einnahmen mag daher wohl eine ſolche Contingentirung em⸗ 
pfehlenswerth ſcheinen; die Regierung glaubt aber hier ſich nicht die Hände 
binden zu dürfen, und wenn der Zeitpunkt eingetreten iſt, wo eine ſolche Con⸗ 
tingentirung ausgeführt werden könnte, würde es ſich immer noch fragen, ob 
nicht andere Erleichterungen noch dringender erſcheinen als gerade dieſe. Um 
1 glaubt die Regierung auch dieſem Amendement nicht zuſtimmen zu 

önnen. 

Abg. Dr. Gneiſt: Die Amendements wollen berhäten, daß an Stelle des 
bereits wackligten Monopols nicht eine praktiſche jo gut wie unablösbare 
Kopfſteuer trete. Dem gegenwärtigen Monopole ftehen ſehr große Intereſſen 

egenüber, die Agricultur, der große Gewerbebetrieb, der Fiscus, die Staat:« 
nanzen. Alle dieſe machen mit der Aufhebung des Monopols gute Geſchäfte. 
Aber die kleinen Intereſſen werden offenbar benachtheiligt. Wenn wir dieſe 
Steuer gegen das Monopol eintauſchen, ſo ſetzen wir die Maſſe der arbeiten⸗ 
den Kiaien in die Lage, daß fie ein jetzt unhaltbares unzweifelhaft nur kurz⸗ 
lebiges Monopol eintauſchen gegen eine feſte Steuer, der ein außerordentlich 
langes Leben unzweifelhaft gel Ai iſt. Die ganze Stellung der Intereſſenten 
zu dieſer Frage wird mit der Annahme dieſes Geſetzes geändert. Zugleich 
wird ſich der Steuerbetrag fortwährend unabhängig von der Bewilligung des 
Hauſes mehren und die durch die neue Organſſation des Staates veranlaßten 
Mehrausgaben werden zur Folge haben, daß wir im Principe zwar ſtets 
gegen die Salzſteuer ſein, ſie in der gegenwärtigen Lage aber juſtement nicht 
werden entbehren können. ; . 

Der Finanzminiſter wird immer dieſelbe Argumentation wie heute ein« 
9 Und ich möchte den Finanzminiſter ſehen, der eine ſo bequeme, 
aum gefühlte Steuer jemals durch eine Steigerung der directen Steuer er⸗ 
ſetzen wollte, wenn wir nicht dieſen Uebergang vom Monopol zur Steuer be⸗ 
nutzen, um einigermaßen die Ermäßigung und den eventuellen Wegfall der 
ganzen Steuer zu garantiren. Das ift der einzige Zweck der Amendements. 
Kann die Regierung uns dieſe Garantie nicht geben, ſo entſteht das Bedenken, 
ob wir den großen Intereſſen zu Liebe unſere Bevölkerung einer praktiſch 
unablösbaren Kopfſteuer dieſer Art unterwerfen ſollen. Wir argumentiren 
durchaus nicht peſſimiſtiſch, wenn wir dann ſagen: wenn das der Preis iſt, 
ſo ſehen wir die Sache noch an; das Salzmonopol hat ſo gewaltige Gegner 
in allen großen Intereſſen und im eigenen Finanz⸗Intereſſe des Staates, daß, 
wenn es unter dieſen Bedingungen nicht fällt, es doch künftig, nach ein paar 
Monaten, unter anderen Bedingungen fallen wird. (Bravo.) 

Abg. Michaelis (Stettin): Wenn das Intereſſe der Landwirthſchaft und 
der Gewerbe, welche Salz brauchen, gefördert wird, ſo wird nicht nur das 
Intereſſe der Grundbeſitzer und der Gewerbetreibenden, ſondern das der ge⸗ 
ſcramten bürgerlichen Geſellſchaft, der ganzen Conſumtion gefördert. Wenn 
es ſich um die Intereſſea der Grundbeſitzer handelt, jo kommt dabei in Bes 
tracht bie Holle, Fleiſch⸗, Körner⸗Production u. ſ. w., welche eng mit dem 
Intereſſe der Bevölkerung zuſammenhängt, zu verdienen, ſich warm zu kleiden 
und. fih reichlich zu nägren; ebenſo handelt es ſich bei den gewerblichen 
Intereſſen um die Intereſſen der Geſammtbeit. Wir haben: abo ein ſchwerer 
wiegendes Intereſſe, die Aufhebung dieſer Abgabe zu ſichern. Eine Voraus⸗ 
ſetzung aber iſt bei mir entſcheidend und darüber mochte ich von der Regierung 
eine klare und genaue Auskunft erbitten: werden mit der Aufhebung des 
Salzmonopols die Einſchränkungen des Handels mit Salz fallen, werden die 
für den Verbrauch beſtimmten Salze, wenn ſie für den menſchlichen Gebrauch 
nicht geeignet ſind, nur dem Producenten verabfolgt werden, oder werden ſie 
dem freien Verkehre zufallen? 

Wenn Sie warten wollen, bis der Producent, bis der Landmann das Bedürf⸗ 
niß erkennt, mit Salz zu — — oder dem Vieh mehr Salz Er geben, fo wird 
ſich der Salzconſum ſehr langſam ſteigern. Was dazu geſchehen muß, das ift 
die Befreiung des Handels und damit die Loslaſſung der Propaganda, welche 
der Kaufmann für feine Artikel macht. Das Salz, das zum menſchlichen 
Gebrauch nicht mehr geeignet iſt, könnte noch eine ſehr ausgedehnte Verwen⸗ 

dung finden, wenn es derjenige gleich hätte, der damit einen Verſuch machen 
wollte. Was nun die Salzabgabe von 2 Thlr. betrifft, ſo verhält es ſich da⸗ 
Gu Dr in denjenigen Theilen des Staates, welche den Productions: oder 
nfuhrpunkten na 
merklicder Weiſe bei den entfernteren Punkten nicht eintreten wird, ja es iſt 
die Moglichkeit vorhanden, daß ſich der Preis ſtellenweiſe höher ſtellen wird. 

Es iſt alſo Rar, da ja weniger der Salzverkehr befreit wird, deſto mehr die 
Abgabe ermäßigt werden muß. Es it aber 2 wünſchenswerth, nicht nur 
2 3 ſondern eine allmälige Aufhebung der Abgabe ſchon jetzt 

zu ſich 7 A As. 5 N ö 

Die Salzſteuer iſt eine Kopfſteuer und es iſt ungerechtfertigt, wenn neben 


dieſer noch die unterſte Klaſſenſteuerſtufe beſteht, welche ſchon durch die Salz 1 Dollars. 


liegen, der Preis ſich ermäßigen wird, während das in 


in Cowes eingetroffen. 
Der 


kommen. 


| 5 | 
ſteuer hinreichend getroffen wird. Aber die Beſeitigung der Salzabgabe ift 
der der unterſten Klaſſenſteuerſtufe vorzuziehen, weil die Steigerung des 
conſums für die Geſundheit werthvoll iſt und weil das Bewußtſein, Steuern 
zu zahlen, das Bewußtſein erzeugt, politiſche Rechte du haben und vertreten 
zu müſſen. Ich glaube aber, daß es nicht durchführbar und nicht einmal zu 
verlangen iſt, eine ſtufenweiſe Herabſetzung ſchon jetzt bis in die achtziger 
ahre feſtzuſetzen. Auf jo weite Zeit kann der Steuergeſetzgeber feine Pläne 
aum faſſen. Die Steuergeſetzgebung müßte jährlich veränderlich ſein und 
ich begrüße die Aufhebung des Monopols auch gerade deswegen, weil das 
Princip der Veränderlichkeit damit in die Salzabgabe hineinkommt. In der 
vorerwähnten en Verſchiedenheit der Salzpreiſe aber liegt ein 
Moment von großer Bedeutung für die Agitation gegen dieſe Abgabe und 
darauf habe ic nicht fo wenig Vertrauen, wie der Abgeordnete für Manns⸗ 
feld. Ich baue darauf, daß fie die Abgabe nicht nur ermäßigen, ſondern be⸗ 
ſeitigen wird; es muß nur erſt Bewegung in dieſen Theil der Steuergeſetz⸗ 
gebung kommen. 5 
n der Commiſſion hat der Verſuch der Contingentirung der Steuer keine 
Majorität erlangt. Meine Wünſche gehen dahin, daß für dieſe Abgabe ein 
Maximum feſtgeſetzt wird in einer abſoluten Summe, ſo 4 die Steigerun 
der Bevölkerung und des Verbrauchs die Herabſetzung der Abgabe von ſelbſt 
herbeiführen, dies Maximum müßte nicht nach dem Maße preußiſcher Ver⸗ 
hältniſſe, ſondern nach dem der Verhältniſſe aller zur Salzſteuer vereinigten 
Staaten bemeſſen ſein. Allerdings würde dies die Agitation für eine raſchere 
Beſeitigung der Abgabe rer wieder hemmen. Trotzdem aber wäre 
auf eine ſolche Beſtimmung ein hoher Werth zu an und das deſto mehr, 
je weniger Werth die unmittelbaren Folgen der Aufhebung des Monopols 
haben. Dieſe hat aber noch den großen Vortheil der Beſeitigung ſehr 
übel empfundener Schranken nicht nur innerhalb Preußens, ſondern 
des ganzen Zollvereins. Wird für dieſen hierin eine allgemeine Gleich⸗ 
mäßigkeit hergeſtellt, ſo iſt dies für alle, die die Einheit nicht nur des 
norddeutſchen Bundes, ſondern ganz Deutſchlands wollen, nicht hoch genug 
anzuſchlagen; denn die erſte Bedingung für das Bewußtsein der Einheit auch 
in politiſcher Beziehung iſt das Bewußtſein eines gemeinſamen Marktes für 
die Menſchen und Erzeugniſſe. . 

Wir haben alſo zu fragen: erleidet hier durch Annahme der Faſſung, 
welche zu einer Vereinbarung mit der Regierung führt, oder durch die ein⸗ 
zelnen borligenden Anträge das eine oder das andere Intereſſe eine größere 
oder geringere Schädigung? Der Herr Finanzminiſter hat nun allerdings 
die Amendements alle abgelehnt; aber wir müſſen doch bedenken, daß die 
zu der Durchführung der einheitlichen Salzſteuer für einen großen 
Theil Süddeutſchlands ſehr erleichtert werden würde, wenn dadurch die Salz⸗ 
preiſe nicht erhöht würden, und daß man, wo Verhandlungen mit anderen 
Staaten nothwendig find, nicht künftigen Reformen die u. ie — abſchnei⸗ 
den darf. Allerdings glaube ich keinen Augenblick, daß die Regierung darauf 
eingehen wird, einen Zollverein mit einem liberum veto herzuſtellen; ich 
glaube, daß tiefe Geſetzgebung ſich in das parlamentariſche Syſtem des nord⸗ 
deutſchen Bundes wird finden müſſen, und ich ſehe darin eine Garantie für 
die leichtere Herbeiführung von Zoll⸗ und Steuerreformen in einem zollge⸗ 
einigten Deutſchland. Der Herr Finanzminiſter hat, nachdem er ſich gegen 
einen ſolchen Zwang zur Herabſetzung der Abgabe erklärt hat, zugleich indie 
rect ſich für eine Herabſetzung günſtig ausgesprochen. 

Aber derſelbe wird uns doch geſtatten müſſen zu bedenken, daß uns die 
Zukunft auch einen Miniſter bringen kann, der es vorzieht, ſich dieſen Unbe⸗ 
quemlichkeiten nicht zu unterziehen. Und wenn er ſagt, mit der zunehmen⸗ 
den Bevölkerung ſteigen auch die Bedürfniſſe fortwährend, ſo muß doch auch 
an eine Steuer⸗Reform gedacht werden; und ich hoffe, daß ſich auch ein Finanz⸗ 
Miniſter dann finden wird, der wie in England mit einer geringeren Belaſtung 
des Volkes größere Einnahmen erzielt. Dafür würde aber die Contingenti⸗ 
rung mit einem Maximalſatze einen Sporn bilden, welcher gegenüber der Ge⸗ 
wohnheit unſerer Finan verwaltung ſehr dienlich wäre, Sollte ſich das Haus 
dafür jedoch nicht entſcheiven, ſo frägt es ſich, ob nicht im Geſetz wenigſtens 
die ge a Zuſtimmung der Landesvertretung zur Herabſetzung der 
rg A ald fie einen beſtimmten Betrag überſchreitet, aufgenommen wer⸗ 

en muß. . 

Aus der Debatte wird ſich darüber ja Jeder feine Anſicht bilden können. 
Ich wünſche mit der Commiſſion lebhaft die Aufhebung des Monopols, bitte 
jedoch die Regierung, auf die von mir im Eingang geſtellte Frage klare und 
genaue Auskunft zu geben. (Schluß folgt.) 
* 


E Breslau, 2. Febr. Der Berliner Schnellzug, der Morgens 
um 6% Uhr hier eintreffen ſollte, hat ſich um mehr als eine Stunde 
verſpätet. 


Breslau, 2. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 43. U.⸗P. 3 F. 2 8. 
Eis ſland. 
n Waſſer⸗Napporte. 


zuſtehen. 
n der Schiffsſchleuſe zu Brieg ſtand das Waſſer den 1. Februar, Vor⸗ 
mittags 11 Uhr, am Oberpegel 18 Fuß 3 Zoll, am Unterpegel 11 F. 1 8. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
München, 1. Februar. In der heutigen Sitzung des Reichsraths 
beantwortete der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Fürſt Hohen⸗ 
lohe eine Interpellation über feine auswärtige Politik. Der Fürft er: 
klärte unter Anderem, er ſehe mit Befriedigung, daß das hohe Haus 
mit der von ihm im Abgeordnetenhauſe gegebenen Erklärung einver⸗ 
ſtanden ſei. Dieſes Einverſtändniß befeſtige die Stellung Baierns. Nur 


anzuſtrebenden Bündniß mit Preußen und den übrigen deutſchen Staa: 
ten einen auf dem Boden vollkommenſter Gleichberechtigung abzuſchlie⸗ 
ßenden Staatsvertrag, durch welchen die Integrität des Gebietes und 
gegenfeitige Hilfe bei Gefährdung dieſer Jutegrität gewährleiſtet werde. 
Daß ein ſolcher Vertrag die Freiheit der Entſcheidung nicht gleichmäßig 
vorbehalte, ſondern gleichmäßig beſchränke, werde dem hohen Haufe 
kaum entgehen. Im Uebrigen bezog ſich der Fürſt auf ſeine Erklärun⸗ 
gen vom 19. und 23. v. Mts. 

München, 1. Febr. Gutem Vernehmen nach iſt der Abgeordnete 
Umbſcheiden zum Miniſterialrath ernannt worden. Die Arbeiten der 
Militär⸗Commiſſion für die Stuttgarter Conferenzen find heute beendigt. 
Der Staatsrath wird in heutiger Sitzung über die Vertagung des 
Landtages Beſchluß faſſen. 

Kopenhagen, 1. Febr. Sicherem Vernehmen nach begiebt ſich 
Prinz Johann von Dänemark am Sonntag nach Athen. Gleich nach 
der Ankunft des Prinzen in Athen erwartet man die Abreiſe des Kö: 
nigs Georgios nach Kopenhagen. 

Petersburg, 1. Febr. Auf Befehl des Kaiſers iſt für die An⸗ 
lage einer Bahn von Kursk nach Kiew die Conceſſion an die Herren 
Dervis, Med und Dolgotucki ertheilt worden. Die Länge der Bahn 
beträgt 438 Werſt; das Gründungs⸗Capital iſt auf 4½ Millonen ver⸗ 
anſchlagt, bis zu welchem Betrage Obligationen ausgegeben werden. 
Die Actien werden ausgeſtellt in Pfunden, Francs, Thalern und bollän: 
diſchen Gulden. 


und ſchloß zur Notiz, 
Eonſols von 


Dampfer „Saxonia“ iſt mit einer Baarfracht bon 154,722 Dollars 
Dampfer „City of Cork“ iſt aus New⸗Nork in Queenſtown ange⸗ 


Der Beftindien-Dampfer „Seine“ bringt eine Baarfracht von 986,597 
1 


Salz If 


ein Punkt bedürfe noch weiterer Erläuterung: er verſtehe unter dem 


Frankfurt a. M., 1. Februar. Effecten » Societät. Lebhaftes Ge 
häft; dſterreichiſche Papiere beliebt. Creditactien is 1860er Looſe 
7 N 664, Nationalanleihe 53, Amerikaner 76% per comptant, 

r. medio. 

kfurt a. M., 1. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Die Borſe 
eröffnete in matter Haltung, ſchloß aber feſt. Nach Schluß der Borſe Ame 
rikaner 76%, die übrigen Effecten ſehr feſt. — Schluß⸗Courſe. Preußische 5 
Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 104%. Hamburger Wechſel 903 Y 
Londoner Wechſel 118%. Pariſer Wechſel 94%. Wiener Wechſel 90%, 
Finnländiſche Anleihe 82%. Neue 4 Finnländiſche Pfandbriefe 82%. 68 
Berein. Staaten⸗Anleihe pro 1882 76%, Oeſterr. Bankantheile 661. 0 
Credit⸗Actien 151. Darmſt. Bankactien 206%. Darmſtädter Zettelbank — 
Meininger Credit⸗Actien 93. Oeſterreich.⸗Franz.⸗Staats⸗Eiſenb.⸗Actien — 
Oeſterreich Eliſabeibahn —. Böhmiſche Weſtbahn —. Rbein⸗Nahebahn — 
Cudwigsbafen⸗Bexbach 1564. Heſſiſche 5 132. 5% öſterr. Anleihe 
von 1859 59%, 1854er Looſe 57%. 1860er Lonfe — 1864er Looſe 74. 
Badiſche Looſe 53%. Kurheſſ. Looſe 53. Baierſche Prämienanleihe 10244, 
Oeſterr. Nat.⸗Anl. 53. 5% Metalligues 44. 4% Metalliaues 40 . 

Wien. 1. Febrnar. . Schluß matt. Credit⸗ 
Actien 167, 40. Nordbahn 162, 50. 1 Looſe 85, 30. 1864er Loof 
105 720 Oeſterr.⸗Franz. Staatsb. 205, 40. Galizier 218, 00. Czernowitzer 

9, . 

Wien, 1. Februar, Nachmittags. Bei der heutigen Ziehung der 1860er 
Looſe kamen gende Serien heraus: Serie 105, 789, 1232, 1539, 1554, 
1562, 1958, 2486, 2524, 2822, 2909, 5329 (2), 4074, 4249, 4481, 4541, 
4689, 4846, 5815, 6333, 8320, 8784, 9110, 10,261, 10,341, 10,703, 11,510, 11,965 
12,646, 12,751, 12,869, 12,904, 13,404, 13,707, 14,235, 14.692, 14,966, 
15,327, 15,364, 15,437, 15,658, 15,713, 15,891, 16,173, 16,651, 17,689, 
17,963, 18,174, 18,180, 18,544, 18,576, 19,090, 19,158, 19,552, 19,760. 


Schluß⸗Courſe 1 Uhr 


1Steslauer Börſe vom 2. 1 j 
ez. Oeſterr. Banknoten 78% 


Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 8271 —5 £ 
bez. Schleſ. Rentenbrieſe 92%, bez. Schleſiſche Pfandbriefe 874—4— 4 
. Oeſterr. National⸗Anleihe 54% Gd. Freiburger 142 —143 % bez. 
Neiſſe⸗Brieger 102½ Gd. Oberſchlel. Litt. A. und C. 183 bez. u. Gd. 
Wilhelmsbahn 56%—57% bez. u. Gd. Oppeln⸗Tarnowitzer 8 1185 
und Br. Oeſterr. Freditbank⸗Actien 65 Gd. Schleſ. Vank⸗Verein 11 
1860er Looſe 66 Gd. Amerikaner 77% bez. u. Gd. Warſchau⸗Wiener 63% 
bis % bez. Minerva 40 bez. u. Br. 
Breslau, 2. Februar. Preiſe der Cerealien. 

Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſton pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
R fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer 9196 92 8588 Gerſte 59—60 58 58-56 
50. gelber 92—94 89 80% e e 33—34 32 30-81 
Roggen 70 69 68 Nen 5a 64-68 (0 55-57 


Nolirungen der bon der Handelskammer ernannten Commiffien zur Feſtſtellung 
der . a. Naps und Rübſen. 


Na tn der 202 - 1 15 
Ni 8 
len 184 154 144 ( br. 150 Pfd. Brutto in Sur. 
Dotter 156 146 136 2 

Loco» (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort, bei 80% Tralles 

. 17 Br., 16% Gd. 

Officiell gekündigt: — Ctr. za — tr. Roggen. — Ctr. Hafer 
— tr. Rapskuchen. 550 Ctr. Rüböl. — Ctr. Leindl. — Ort. Spiritus 


Liverpool, 1. Februar, Mittags. Baumwolle: 6000 —7000 Ballen Um: 
ſatz. Wochenumſatz 68,639, zum Export verkauft 14,560, wirklich exportirt 
6691, Conſum 48,000, Vorrath 533,000 Ballen. g 5 

Middling Amerikaniſche 14%, middling Orleans 15, fair Dhollerah 12%, 
good middling fair Dhollerah 11%, middling Dhollerah 11%, Bengal 8%, | 
good fair Bengal 9%, Oomra 12%. 


Berliner Börse vom 1. Februar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Actien 
Dividende pro 1864. 1868. 


Fonds- und Geld-Course. 


Freiw. Staats-Aul. 14% 223 bz. 
5 104% da. 


Staats-Anl. von 1859 - 
dito 1850. 624 190% ba. Aachen-Mastrich| — — 3514 br. 
dito 195314 9012 br. sterd-Rotd. | Po] 56. 45 
dito 1854141710932 bz. Berg. Märkische] 71/4 161 837 
dito 1855/41190 % br Berlin Anhalt.. 11% | 13 216 ba. 
dito 1850 41½ 00 , be. erlin-Görlitz...| — | — ba. | 
dito 187 40 5 br. dito St-Prior.) — | — 4 . 
dito 1889 499 bz. 1 — * 5 5 
dito 1864 4½/90 % ba. ‚ert-Potsd.-Mg *. 

Staats- Schuldscheine 3/83 ½ bz. ren Pils 8 21 7 bz. 

Prüm.-Aul. von 1866/31), 122 bs. öhm.-West — . 

Berliner Stadt. Oblig.|41 nY bz. Breslau-Freib. 82/5 9 1 be. 

3 ‚Kur- u. Neumärk. 316797, br. Cöln-Minden.... 18% 12% |4 146 & 147 ba. 

(Pommersche. 31 79 bz. Cosel-Oderberg 4 2½ 55 8 87 4 56 ba. 

5 osensche 1 — —— ee BE — — 1 = 

= GO. „opane+>» 1 — — 0 to — — 8 

ae! 14 Alası @. Galiz.Ludwigsb 5 84%, B. 

8 Schlesiche 4 6. Ludwigsh.Bexb.| 9½ | 10 14% br. u. d. 

3% Kur- u, Nenmärk. 4 2 br. Maxd.-Halberst. 15 1911, br. 

3 — th 42 u 1% G. . — ai ä 1510 — E 

E IPosensche 8. ainz-Ludwigsh. u 

5 Preussische 4 sl bz. Mecklenburger. ] 31 3 784, ba. 

& \Westph, u. Rhein. 4 |96%, G. |Neisse-Brieger. | 4½ 5% 10: . br. 

5 [Sächsische. ..... 4 04 8. Niedrschl. Märk.] 4 — 92%, b. 

2 

Schlesische. 4 192%, da. Niedrschl. Zweb.| 3% | 32a 92% ba. 

: ee rdb. Fr.-Wilh.| A 514 1 ba. 

8 1 8. Pein Bu. @._ Gberschl. A. 0 | 113 1 b 
Nein i une” 10 1 187% ba. u. G 

Ausländische Fonds. dito C. . 10 112), 181 ba. - 

Oesterr. Metalliques,j5° 146% B Oestr.-Fr. St.-B. 5 5 1084, ba u. G 
dito 7 Nat 11 * 54 bz. 2 Oestr. südl.$t.-B.| 8 71 104%, & 105%, ba. 
dito Lot-A. v, G04 (60 4 % b. |Oppein-Tarnow. | 314 | 31 76 B. 
dit dito 64.— 42 4 * bz. ||Rheinische. .... 14 | 11% ba. 
alto Ser Pr-A. T 5 8, dito e 6 7 4 7 

Tr 8 Khein-Nahebahn] — — bz. 
dito Eisenb,-L. |— 68 ba. 

Ital. neue 5 pros. Anl. 5 64% bz. u. B. A Ma st 105 Fer! 

da ee [wma eee Ian | 
dito En 4 161 5 @. 

Poln. Pfandbr. m 2. a 5 

Bein OB ar e, Bank- und Industrie-Papiere, 

it a 1. 2 71 

Kurhess. 40 Thlr. Obi 82, br. e |, Ian 4 

Baden. 35 El. Loosel— 30 G. Bremer Bank. . 1%, | 61 11 6. 

Amerikan. St.-Anl. . 6 177% à % bz. Danziger Bank 71 7210 110 B. 

4 5 Darmst. Zettelb.] 8 1 ı 90% G. 
ee Se N Gerber mak 8 20 10 . 
ie ee 92 6 B. 2323 REN K Mn 2 | 
ri A Plant annoversche B. 3 * N 
Re SEE Hamb. Nordd.B.| 736 | 9 118% B. 
Göin-Minden 4418 846 „ Vereins-B. 72% 810% 100% @. 
ange ie 1020. Königsberger B. 6˙½ 11108. 
dit 4 186% br Luxemburger B 76 B. 
4020 W Magdeburger B, | 5% | 61 98% B. 
4 4½ 95 8. Posener ey 10h, 1080 lei in 5 
ß Preuss, Bank- 15 * 
dito A hüringer Bank| 4 4% etw. ba, 
Con..Oderb, run) J, fe ba. Nee bi 4 1 ½ be u. G. 
i "Em... 44088 B. Sn 
gl, Ludwig las, 6 . 
Niederschl.-Märk. . 4 804% bz Berl. Hand.-Ges. 8 8 106% G. 
di conv. 4 90% 5 E 8 615 * 
dito IIA 89 8. armstädter „ 6 £ 
dito IV. As, bz. Dessauer 1 . bn. 
Ndschl. Zweigb. L. Co h 10/4, B. Disc. Com.-Auth,| 61, | 61 on, ba, u. @ 
Oberschles. A. 22 Genfer Crodb.- A.“ — Fri 2614 b.u.G,06,26%, 
n 31,180 7 Ay rend 4 4 80%, et ba. u. G. [b 
eto C......4 les b. Meininger 71% 7 B. 
dito B. 4 8812 6. Feber 2 > @. 
1 Di 0%) esterr,.Credb.A.| 8 41046 
as Sede Bere 7 1 
S 41194 8. 

Oost.- Franz. 3 A 239 bz. ak 3 | 

Oest. südl. St.-B. . . 3 223% à 24 bz Minerva — 1 30 b. u. 0. 

Rhein. v. St. gar. ‚dl — Fbr. v. Eisenbdf. 8 | ½ 50 

Rhein-Nahe-B, gar.. 44% 947, bz. 


15 ee über 
‘ 2 
— x erirt, pr. 74 Pfd. f 

Gerſte mebe off 1 5 fd. helle 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Grab, Varte and Comp. (W. Friedrich), in Breslau. 


